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D o p p e l t e  T a r i f g e b ü h r

Die Rechtsprechung, nach der die GEMA berechtigt ist, 
für ungenehmigte öffentliche Musikwiedergaben den 
doppelten Tarifbetrag zu verlangen (BGHZ 17, 376, 383) 
wird aufrecht erhalten.
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 10. März 1972 unter Mitwirkung 
der Senatspräsidentin Dr. Krüger-Nieland und der Bundes­
richter Dr. Sprenkmann, Dr. Merkel, Dr. Schönberg und 
Dr. Frhr. v. Gamm

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird 
das Urteil des Kartellsenats des 
Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 
9. Juni 1970 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Ver­
handlung lind Entscheidung, auch über 
die Kosten des Revisionsverfahrens, 
an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin befaßt sich mit der Verwertung von 
Urheberrechten auf dem Gebiete der Musik auf Grund von 
Verträgen, die sie mit Komponisten, Textdichtern, deren 
Verlegern oder mit ausländischen Gesellschaften zur 
Verwertung musikalischer Aufführungsrechte geschlossen 
hat. Ihr ist die nach dem Gesetz über die Wahrnehmung 
von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten (WahrnG) 
vom 9. September 1965 (BGBl I 1294) erforderliche Er­
laubnis erteilt worden.
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Die Beklagte zu 1 veranstaltet in verschiedenen 
Städten der Bundesrepublik Deutschland gewerbsmäßig öf­
fentliche Konzerte aus dem Bereich der Beat-Musik. Der 
Beklagte zu 2 war bis vor einiger Zeit Geschäftsführer 
der Beklagten zu 1. Außerdem ist er im Geschäftsverkehr 
unter dem Namen der nicht in das Handelsregister einge­
tragenen Firma GmbH auf getreten.

Von den im Berufungsurteil im einzelnen bezeichne- 
ten Konzerten sind die unter Nr. 1 bis 15 genannten von 
der Beklagten zu 1 während des Zeitraumes veranstaltet 
worden, in dem der Beklagte zu 2 ihr Geschäftsführer ge­
wesen ist. Als Veranstalter der unter Nr. 16 bis 19 ge­
nannten Konzerte ist die GmbH auf ge­
treten.

Die Klägerin macht gegen die Beklagten Vergütungs­
und Schadensersatzansprüche geltend. Für die Veranstal­
tung zu Nr. 1, für die die Beklagte den von der Klägerin 
geforderten Betrag von 305,55 DM bei dem Amtsgericht 
Düsseldorf hinterlegt hat, und für einige andere von den 
Beklagten bei der Klägerin angemeldete Veranstaltungen 
verlangt die Klägerin Zahlung der Vergütungssätze, die 
sich aus Abschnitt "I. Allgemeine Vergütungssätze" 
ihrer "VergütungsSätze U-VK für Einzelaufführung mit 
Unterhaltungs- und Tanzmusik mit Musikern” ergeben. 
Hinsichtlich derjenigen Veranstaltungen, die nach Be­
hauptung der Klägerin von den Beklagten überhaupt nicht 
oder nur unvollständig angemeldet worden sein sollen, 
berechnete die Klägerin ihre Ansprüche in der Weise, 
daß sie jeweils den doppelten Tarifsatz verlangt.



O U )

- 4 -

Die Beklagten haben unter anderem geltend gemacht, 
die Vergütungssätze des von der Klägerin angewandten 
Tarifs seien unangemessen hoch. Ferner sei der pauscha­
lierte Aufschlag von 100 % auf diese Sätze ein unzuläs­
siger MStrafZuschlag”, zumindest sei er erheblich über­
setzt.

Die Klägerin hat beantragt, die Beklagte zu 1 zu 
verurteilen, in die Herausgabe des hinterlegten Betra­
ges von 305,55 DM einzuwilligen (Klageantrag Nr. 1), 
beide Beklagten als Gesamtschuldner zur Zahlung von 
4 567,14 DM zu verurteilen (Klageantrag Nr. 2) und den 
Beklagten zu 2 zur Zahlung von 1 687,—  DM zu verurteilen 
(Klageantrag Nr. 3).

Durch Teilurteil hat das Landgericht dem Klagean­
trag zu 1 stattgegeben. Auf den Klageantrag zu 2 hat es 
die Beklagten zur Zahlung von 3 141,21 DM verurteilt 
und die Klage in Höhe von 1 425,90 DM abgewiesen. Hin­
sichtlich des Klageantrages zu 3 ist der Beklagte zu 2 
in Höhe von 1 147,—  DM verurteilt und im übrigen die 
Entscheidung dem Schlußurteil Vorbehalten worden.

Durch Schlußurteil des Landgerichts ist der Be­
klagte zu 2 gemäß dem Klageantrag zu 3 zur Zahlung 
weiterer 540,—  DM verurteilt worden. Außerdem ist die 
Beklagte zu 1 verurteilt worden, die Klägerin von der 
Zahlung der Hinterlegungskosten freizustellen.

Gegen jedes Urteil haben die Beklagte Berufung 
und die Klägerin Anschlußberufung eingelegt.
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Die Anschlußberufung gegen das Teilurteil richtete 
sich zunächst gegen die Aberkennung eines Teilbetrages 
von 1 120,35 DM der abgewiesenen Klageforderung des 
Klageantrages zu 2. In Höhe von 611,10 DM hat die Klä­
gerin die Anschlußberufung vor Eintritt in die münd­
liche Verhandlung zurückgenommen. Soweit die Klägerin 
die Anschlußberufung wegen eines Betrages von 509,25 DM 
weiterverfolgte, handelte es sich um Zuschläge von 
100 % bezüglich der Veranstaltungen Nr. 11 und 13. Die 
Anschlußberufung gegen das Schlußurteil richtete sich 
gegen die in diesem enthaltene, das gesamte erstin­
stanzliche Verfahren betreffende Kostenentscheidung,

Das Berufungsgericht hat das Teil- und das Schluß­
urteil des Landgerichts teilweise abgeändert und beide 
Urteile neu gefaßt. Die Verurteilung der Beklagten zu 1 
gemäß dem Klageantrag zu 1 ist bestätigt worden. Die 
Verurteilung beider Beklagten gemäß dem Klageantrag zu 2 
hat das Berufungsgericht in Höhe von 2 99^,57 DM, die 
des Beklagten zu 2 nach dem Klageantrag zu 3 in Höhe 
von 838,50 DM aufrechterhalten. Im übrigen hat es die 
Berufungen der Beklagten zurückgewiesen. Die Anschluß­
berufungen der Klägerin sind zurückgewiesen und die 
Klage im übrigen abgewiesen worden.

Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin 
ihre Klageforderung insoweit weiter, als das Berufungs­
gericht dem bezüglich einzelner Veranstaltungen geltend 
gemachten Anspruch auf Zahlung eines Zuschlags von 100 % 
auf die Tarifsätze nicht entsprochen hat.

Die Beklagten sind im Revisionsrechtszug nicht 
vertreten gewesen.



Entscheidungsgründe

Da die Beklagten trotz ordnungsgemäßer Ladung im 
Revisionsrechtszug nicht vertreten waren, mußte über 
den Revisionsantrag der Klägerin sachlich entschieden 
werden, und zwar durch Versäumnisurteil (BGHZ 37, 79, 81).

I. In der Sache selbst streiten die Parteien im Revi­
sionsverfahren nur noch darum, ob die Beklagten für einzelne 
der von ihnen durchgeführten Musikveranstaltungen der Klä­
gerin einen hundertprozentigen Zuschlag zu den Gebühren ent­
richten müssen, die die Klägerin in ihren Tarifen für recht­
zeitig und ordnungsgemäß angemeldete Aufführungen der frag­
lichen Art vorgesehen hat. Das Berufungsgericht lehnt dies 
unter ausdrücklicher Abweichung von der Rechtsprechung des 
erkennenden Senats (BGHZ 17, 376, 383) ab, weil es meint, 
selbst wenn die Beklagten insoweit schuldhafte Urheberrechts­
verletzungen begangen haben sollten, habe die Klägerin da­
durch keinen über den Entgang der Tarifgebühr hinausgehenden 
Schaden erlitten, der*den geforderten Zuschlag rechtfertigen 
könne.

II. Die hiergegen gerichteten Revisionsangriffe sind 
begründet.

Die Klägerin muß, wie auch,das Berufungsgericht nicht 
in Zweifel zieht, einen umfangreichen und kostspieligen 
Überwachungsapparat unterhalten, um UrheberrechtsverietZun­
gen nachzugehen. Dementsprechend hat die Rechtsprechung es 
der Klägerin unter überwiegender Billigung des Schrifttums 
schon frühzeitig gestattet, ihre Kontrollkosten in Form 
einer pauschalen Gebührenverdoppelung bei der Schadensbe­
rechnung zu berücksichtigen und auf diese Weise den ein­
zelnen Rechtsverletzern in Rechnung zu stellen.
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Wenn das Berufungsgericht demgegenüber im Anschluß 
an eine Reihe kritischer Stellungnahmen im Schrifttum 
darauf hinweist, daß diese Kontrollkosten unabhängig von 
dem einzelnen Schadensfall entstünden und durch diesen 
nicht veranlaßt seien, so ist diese Erwägung vom scha­
densersatzrechtlichen Ausgangspunkt aus allerdings zu­
treffend. Aufwendungen vor dem Schadensfall sind in der 
Regel nur unter besonderen Umständen erstattungsfähig. 
Derartige besondere Umstände sind etwa angenommen wor­
den bei schadensmindernden oder schadenvorbeugenden Vor­
sorgemaßnahmen, die letztlich dem Schädiger zugutegekom­
men sind (BGHZ 32, 280 ff - Ersatzhaltung eines Straßen­
bahnwagens). Ein solcher Aufwendungsersatz kann bei­
spielsweise auch bei Rettungsmaßnahmen zur Abwendung 
einer unmittelbar bevorstehenden Rechtsverletzung in 
Betracht kommen (vgl. von Caemmerer, Die Produktenhaft- 
pflicht in der neueren deutschen Rechtsprechung in Fest­
gabe für Hakulisen, Ars boni et aequi 1972, S. 75 ff (83)). 
Die allgemeinen und ohne Bezug zum konkreten Schadensfall 
getroffenen Vorkehrungen zur Verhinderung von Rechtsver­
letzungen müssen dagegen in der Regel von demjenigen ge­
tragen werden, der sie zu seinem Schutze freiwillig auf 
sich nimmt (vgl. Esser, Schuldrecht Allgemeiner Teil,
4. Aufl., 1970, § 42, I, 3). Diese Aufwendungen können 
im allgemeinen schon deswegen nicht in die Schadensbe­
rechnung eingestellt werden, weil sich der auf die ein­
zelne Rechtsverletzung entfallende Anteil der aufgewandten. 
Kosten nicht ermitteln läßt.

Weiterhin ist richtig, daß auch im Immaterialgüter­
recht allgemeine Überwachungskosten der fraglichen Art 
bei der Schadensberechnung in der Regel nicht berück­
sichtigt werden können (für das Bühnenaufführungsrecht
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vgl. BGH GRUR 1966, 570, 572 zu Ziff. Ill 1 c - Eis­
revue III). Das Berufungsgericht verkennt jedoch, daß 
die Gründling der Klägerin auf zwingenden Erfordernissen 
des Urheberrechtsschutzes im Bereich des von ihr ver­
walteten Musikrepertoirs beruht. Die von der Klägerin 
verwalteten sogenannten kleinen Musikaufführungsrechte 
werden in einer solchen Vielzahl gleichzeitig und oft 
an entlegensten Orten in Hotels, Gaststätten, Barbetrie­
ben und dergleichen, - sei es durch Aufführungen durch 
Musiker, sei es durch öffentliche Wiedergabe von Sendun­
gen mittels Lautsprecher oder mittels Plattenspieler und 
Tonbandgeräten - genutzt, daß eine Aufdeckung von Urhe­
berrechts Verletzungen durch die einzelnen Urheber prak­
tisch nicht möglich ist. Nur durch die Einrichtung einer 
besonderen Überwachungsorganisation und unter entsprechend 
hohem finanziellen Aufwand kann verhindert werden, daß der 
Urheberrechtsschutz in diesem Bereich nicht weitgehend 
leerläuft.

Widerrechtlich mit einem Warenzeichen versehene oder 
patentverletzende Gegenstände gelangen in den geschäft­
lichen Verkehr. Das gleiche gilt in der Regel beispiels­
weise für einen sog. Raubdruck oder eine widerrechtlich 
nachgepreßte Schallplatte. Auf solche Rechtsverletzungen 
wird der Rechtsinhaber im allgemeinen schon durch die 
Werbung für diese Erzeugnisse und im Zuge der ohnehin 
erforderlichen Konkurrenz- und Marktbeobachtung aufmerk­
sam gemacht. Auch kommen hier für Rechtsverletzungen in 
der Regel nur einige Mitbewerber der betreffenden Ge- 
schäftsbranche in Betracht. Sollen diese Rechtsverletzun­
gen einen wirtschaftlichen Ertrag abwerfen, müssen sie 
zumeist auch während einer größeren Dauer stattfinden.
Ein erheblicher über die allgemeinen Geschäftsunkosten
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hinausgehender Überwachungsaufwand ist zur Aufdeckung 
dieser Rechtsverletzungen in der Regel nicht erfor­
derlich. Die von der Klägerin verwalteten Musikauf­
führungsrechte sind dagegen darauf angelegt, möglichst 
vielfältig durch einen breiten Interessentenkreis ge­
nutzt zu werden. Dem entspricht es, daß hier Rechtsver­
letzungen in unübersehbarem Umfange an den verschieden­
sten Orten der Bundesrepublik gleichzeitig stattfinden 
können, wobei auch eine einmalige Aufführung wirtschaft­
lich durchaus sinnvoll sein kann. Solche unberechtigten 
Musikaufführungen können im Gegensatz zu anderen Imma­
terialgüterrechtsverletzungen nur aufgespürt und nach­
gewiesen werden, wenn ein besonders geschultes Kontroll- 
personal vorhanden ist und fortlaufend Stichproben bei 
den einzelnen Musikveranstaltungen durchgeführt werden. 
Demgemäß gehört die Durchführung möglichst umfassender 
Kontrollen zu den Aufgaben, die die Klägerin im Inte­
resse der Urheber durchführen muß. Denn Ursache für die 
Errichtung der Klägerin ist nicht nur gewesen, daß der 
einzelne Urheber wegen der großen Zahl der Musikverwer­
ter nicht mehr in der Lage gewesen ist, seine Nutzungs­
rechte individuell durch Vertragsabschlüsse geltend zu 
machen. Bestimmend hierfür ist vielmehr ferner gewesen, 
daß es ihm wegen der Vielzahl unerlaubter Musikveran­
staltungen nicht möglich war, gegen Urheberrechtsver- 
letzungen vorzugehen (Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, 
1966, 2. Auf1., S. 368 ff).

Die Besonderheiten, die bei schuldhaften Eingriffen 
in die von der Klägerin verwalteten Rechte zu beachten 
sind, liegen jedoch nicht allein in deren leichter Ver­
letzbarkeit und den Schwierigkeiten, die sich auf die­
sem Gebiet einer Aufdeckung von Rechtsverletzungen ent-
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gegensteilen. Weil einerseits eine möglichst intensive 
Nutzung dieser Rechte im Interesse der Urheber liegt, 
andererseits die Musikveranstalter - anders als bei 
Nutzungsrechten, die mit Ausschließlichkeitscharakter 
individuell vergeben werden - durch die gleichzeitige 
Einräumung zahlreicher Nutzungsbewilligungen in ihren 
Auswertungsmöglichkeiten nicht beeinträchtigt werden, 
unterliegt die Klägerin einem Abschlußzwang und ist 
gemäß § 11 Abs. 1 Wahmehmungsgesetz verpflichtet,
Jedem auf Verlangen einfache Nutzungsbewilligungen 
einzuräumen. Der Schwerpunkt der Wahrnehmung dieser 
Nutzungsrechte beruht daher auf der Geltendmachung des 
Vergütungsanspruchs und nicht des Unterlassungsanspruchs 
(Ulmer aaO S. 254). Das hat in diesem Bereich zur Auf­
stellung eines festgefügten Tarifsystems geführt.

Während unberechtigte Eingriffe in andere Vermögens­
werte Ausschließlichkeitsrechte zumeist den wirtschaft­
lichen Ertrag anderer Nutzungsberechtigter schmälern oder 
anderweiten Schaden für die Inhaber dieser Rechte zur 
Folge haben, scheidet eine Schadensberechnung nach all­
gemeinen Schadensersatzgrundsätzen bei Verletzung der 
von der Klägerin verwalteten Aufführungsrechte wegen der 
dargelegten besonderen Interessenlage in der Regel aus. 
Auch über die Verpflichtung zur Herausgabe des Verletzer­
gewinns (§97 Abs. 1 Satz 2 UrhG) läßt sich in der Mehr­
zahl der Fälle in diesem Bereich nicht der zum Schutz 
dieser Rechte notwendige Anreiz gewinnen, ordnungsgemäß 
die Aufführungsgenehmigung einzuholen (a. Mg. Loewenheim, 
JZ 1972, S. 12 ff, S. 15 l.Sp.). Denn ein Verletzerge­
winn ist bei Musikaufführungen der strittigen Art in 
den meisten Fällen nicht feststellbar. Erfolgt die Mu­
sikwiedergabe beispielsweise in einer Gaststätte, so 
wird sich kaum klären lassen, ob und in welcher Höhe die
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Einnahmen des Gastwirtes aus dem Speise- und Getränke­
umsatz hierdurch erhöht worden sind. Das gleiche gilt 
für Tonträger-, Rundfunk- und Fernsehwiedergaben in 
Hotels, Kuranstalten und dergleichen. Gerade bei der 
Massenhaftigkeit der Rechtsverletzungen bietet sich 
hier allein die Berechnung nach der angemessenen Li­
zenzgebühr an, eine Berechnungsmethode, die im Imma­
terialgüterrecht als gewohnheitsrechtliche Rechtspraxis 
anerkannt ist (vgl. hierzu zuletzt BGHZ 57, 116 = GRUR 
1972, 189 - Wandsteckdose II - und die dort. Nach­
weise). Würde Jedoch der Auffassung des Berufungsge­
richts gefolgt, daß der schuldhaft handelnde Rechts­
verletzer im Rahmen dieser Berechnungsart nur die von 
der Klägerin in ihren Normaltarifen festgelegten Ge­
bühren zu entrichten hat, so stünde der Urheberrechts­
verletzer nicht schlechter als derjenige, der sich 
rechtzeitig um die Aufführungserlaubnis bemüht, ein 
Ergebnis, das dem Grundgedanken der gewohnheitsrecht­
lich zugelassenen Berechnungsart nach der angemessenen 
Lizenzgebühr, der Beachtung und Durchsetzung von Imma- 
terialgüterrechten zu dienen, nicht gerecht wird. Die 
besonders bedrohten und leicht verletzbaren Musikauf­
führungsrechte wären dann unrechtmäßigen Eingriffen 
weitgehend schutzlos preisgegeben, weil ihre Verletzung 
nicht das Risiko finanzieller Nachteile auslösen würde.

Die besondere Interessenlage im Bereich der frag­
lichen urheberrechtlichen Nutzungsrechte wird denn auch 
von den Gegnern der Rechtsprechung, die im Fall einer 
schuldhaften Verletzung dieser Rechte der Klägerin einen 
Zuschlag zur Tarifgebühr zubilligt, überwiegend nicht in 
Zweifel gezogen. Auch sie weisen auf die erschwerte Nach­
weisbarkeit der fraglichen Urheberrechtsverletzungen hin
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und räumen ein, daß rechtspolitisch gesehen hier ein 
gesteigertes Bedürfnis zur Vorbeugung gegen Rechts­
verletzungen vorliegt. Die Gerichte seien jedoch nicht 
befugt, von sich aus Abhilfe zu schaffen (Troller, Im­
materialgüterrecht 2. Aufl. 1971, Bd. 2 S. 1129). Zwar 
sei im Immaterialgüterrecht bereits ein Einbruch in 
die Dogmatik des allgemeinen Schadensersatzrechts da­
durch erfolgt, daß bei Rechtsverletzungen auch ohne 
konkreten Schadensnachweis die übliche Lizenzgebühr 
verlangt werden könne, und zwar auch in solchen Fällen, 
in denen die Erteilung einer Lizenz aus tatsächlichen 
oder rechtlichen Gründen nicht in Betracht gekommen 
wäre. Diese Rechtsfortbildung beruhe jedoch nicht nur 
auf Gesichtspunkten der Sanktion und Prävention, son­
dern auch darauf, daß beim Eingriff in fremde Rechte 
der Rechtsverletzer das durch den Eingriff objektiv 
Erlangte herausgeben und daher den für die erlaubte 
Verwertung des Rechts üblichen Preis bezahlen müsse 
(§ 818 Abs. 2 BGB, dazu von Caemmerer, Bereicherung 
und unerlaubte Handlung, in Festschrift für Rabel,
1954, Band 1, 1954, S. 333 ff (354 ff)). Über diese 
Obergrenze des objektiv Erlangten könne die Recht­
sprechung nicht von sich aus aus Gründen der Präven­
tion und Sanktion hinausgehen. Denn das sei keine Er­
gänzung der gewohnheitsrechtlich anerkannten dreifachen 
Schadensberechnung für einen besonderen Falltyp, sondern 
die Verhängung einer Privatstrafe, für die nur der Ge­
setzgeber zuständig sei (Loewenheim aaO S. 15 re Sp).

Dies kann nicht anerkannt werden. Bei der Frage, 
welche Lizenzgebühr a n g e m e s s e n  ist, sind 
vielmehr sämtliche Umstände des Einzelfalles zu berück­
sichtigen, wobei die Höhe der vom Verletzer zu zahlenden

/
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Lizenzgebühr nicht mit der Lizenzgebühr übereinzustim­
men braucht, die im Fall eines Vertragsabschlusses ver­
einbart worden wäre (vgl. Th. Fischer, Schadenberech­
nung im gewerblichen Rechtsschutz, Urheberrecht und un­
lauteren Wettbewerb 1961, S. 88 ff). Die von der Klä­
gerin aufgestellten Tarife gelten ausdrücklich nur für 
e r l a u b t e  Musikwiedergaben. Es muß der Klägerin 
freistehen, diese Tarife als Anreiz für die Einholung 
der Erlaubnis möglichst niedrig zu halten, ohne dadurch 
die Gerichte bei der Schadensberechnung im Verletzungs­
fall festzulegen (vgl. Th. Fischer aaO S. 142 ff). Mit 
Recht hat daher die Rechtsprechung hervorgehoben, daß 
diese Tarife bei der Schadensberechnung nur ein An­
haltspunkt sind, aber nicht die Obergrenze des zu er­
setzenden Betrages bilden.

Würde ein Tarifzuschlag bei Rechtsverletzungen nicht 
gewährt, so müßten die umfangreichen Überwachungskosten 
entweder von den einzelnen Urhebern getragen werden oder 
aber es würden die Normaltarife erhöht und die gesetzes­
treuen Lizenznehmer müßten für Kosten aufkommen, die ohne 
das widerrechtliche Verhalten anderer Benutzer nicht ent­
standen wären. Beides hält der erkennende Senat für un­
billig. Billigkeitserwägungen aber waren letztlich für 
die von der Rechtsprechung entwickelte Schadensberech­
nung nach der angemessenen Lizenzgebühr ausschlaggebend 
(vgl. Ulmer, aaO S. 404 unten und S. 405 unter Nr. 2) 
und es besteht insofern kein Grund, weshalb die Recht­
sprechung sie nicht auch hier sollte berücksichtigen 
können.

Der Bundesgerichtshof hat zudem auch zu anderen 
Sachverhalten hervorgehoben, daß die Berücksichtigung
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allgemeiner Verwaltungskosten des Geschädigten, die 
dieser aufwendet, um künftige Schadensursachen fest­
zustellen und die Schäden zu regulieren, nach gelten­
dem Recht nicht generell ausgeschlossen ist (BGH NJW 
1961, 729 f), sondern hei Vorliegen besonderer Umstän­
de in Betracht kommen kann. Als ein derartiger Umstand 
wurde es insbesondere angesehen, daß ein von dem übri­
gen Geschäftsbetrieb abgesonderter Verwaltungszweig 
eigens zu dem Zwecke der Abwicklung von Fremdschäden 
eingerichtet ist, der eindeutig abgrenzbare Kosten 
verursacht.

Vor allem aber zeigen die gesetzgeberischen Vorar­
beiten zur Urheberrechtsreform, daß der Gesetzgeber selbst 
keine Bedenken hatte, die Frage des TarifZuschlages bei 
widerrechtlichen Musikaufführungen der Rechtsprechung zu 
überlassen.

In § 23 des Referentenentwurfs (1954) war ein Tarif­
zuschlag von 25 % vorgesehen. Die Begründung hierzu stützt 
sich auf dieselben rechtspolitischen Erwägungen, die teil­
weise im Ausland zu ähnlichen gesetzlichen Regelungen ge­
führt haben (vgl. Möhring-Schulze-Ulmer-Zweigert: Quellen 
des Urheberrechts, Länderberichte - Stand 30. VI. 1971; 
vgl. auch Troller, Eingriffe des Staates in die Verwaltung 
und Verwertung von urheberrechtlichen Befugnissen Berlin 
I960 S. 98). Eine entsprechende Bestimmung ist in das spä­
tere Wahrnehmungsgesetz nur deshalb nicht aufgenommen wor­
den, weil der Bundesgerichtshof in seinem Urteil vom 
24. Juni 1955 (BGHZ 17, 376, 383) im Anschluß an die 
ständige Rechtsprechung des Kammergerichts Berlin (Ufita 
1939, 194; 1938, 55 u. 284) einen 100%igen Zuschlag zum 
Normaltarif bei Rechtsverletzungen der fraglichen Art
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schon nach geltendem Recht für gerechtfertigt gehalten 
hat. Die ersatzlose Streichung des § 23 Referentenent­
wurf ist im Ministerialentwurf eines Verwertungsgesell­
schaftsgesetzes (1959) damit begründet worden, eine ge­
setzliche Regelung erübrige sich, da die Frage inzwi­
schen durch die höchstrichterliche Rechtsprechung ge­
klärt sei.

Bei dieser Sachlage aber ist es nicht gerechtfer­
tigt, von der bisherigen Rechtsprechung abzugehen und 
die Frage erneut dem Gesetzgeber anheimzustellen.

III. Demnach steht der Klägerin bezüglich derjeni­
gen Veranstaltungen, für die die Beklagten vor deren 
Durchführung schuldhafterweise nicht ordnungsgemäß die 
Erlaubnis der Klägerin eingeholt haben, ein Anspruch 
auf das Doppelte der TarifVergütungen zu, die bei recht­
zeitiger Einholung der Aufführungserlaubnis zu zahlen 
gewesen wären.

Das Berufungsgericht hat, weil es den Anspruch auf 
den Zuschlag von 100 % schon dem Grunde nach als nicht 
gerechtfertigt angesehen hat, offengelassen, ob die­
jenigen Veranstaltungen, bezüglich deren die Klägerin 
im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung noch 
solche Zuschläge beanspruchte, von den Beklagten nicht 
oder nicht ordnungsgemäß angemeldet worden sind. Das 
Revisionsgericht ist daher nicht in der Lage, den Rechts­
streit abschließend zu entscheiden.

Das angefochtene Urteil ist somit aufzuheben und 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten des Revisionsverfahrens, an das 
Berufungsgericht zurückzuverweisen.



Bei der erneuten Verhandlung und Entscheidung wird 
zu berücksichtigen sein, daß die Klägerin zur Erteilung 
der gemäß § 16 Abs. 1 WahrnG erforderlichen Erlaubnis 
regelmäßig erst in der Lage ist, wenn ihr diejenigen Um­
stände wahrheitsgemäß mitgeteilt worden sind, welche die 
Bestimmung des im Einzelfall zur Anwendung gelangenden 
Tarifs und Vergütungssatzes ermöglichen. Wenn, wie hier, 
Musikveranstaltungen in verschiedenen Städten, in Räumen 
verschiedener Größe stattfinden und Eintrittsgelder ver­
schiedener Höhe verlangt werden, so dürfte es nicht ge­
nügen, wenn der Klägerin lediglich das Stattfinden einer 
Veranstaltung angezeigt wird.

Von einer VollStreckbarerklärung des Revisionsurteils 
war wegen seines nur zurückverweisenden Inhalts entgegen 
der Vorschrift des § 708 Nr. 3 ZPO abzusehen (BGHZ 37, 79,

Schönberg v. Gamm

Krüger-Nieland Sprenkmann Merkel
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